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Wussten Sie, dass ...
... Wiener Kunden der Wien-Ener-
gie um sechs Prozent mehr zahlen 
müssen, als Strombezieher aus dem 
Burgenland oder Niederösterreich. 
Schuld daran ist die Wiener Ge-
brauchsabgabe von SPÖ-Bürger-
meister Ludwig.
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Allen voran sind der rote Bürgermeis-
ter Michael Ludwig und sein Finanz-
stadtrat Peter Hanke in die Pflicht zu 
nehmen. Es ist mehr als dreist, wie 
Öffentlichkeit und Opposition belogen 
wurden. Wie es sich aktuell darstellt, 
haben die Verantwortlichen schon 
lange über den Zustand und die fi-
nanziellen Nöte der Wien Energie Be-
scheid gewusst und dem stadteigenen 
Energieversorger - an den zuständigen 
Gremien vorbei - bereits hunderte Mil-
lionen an Finanzspritzen zugeschos-
sen. Besonders zu kritisieren ist, wie 
Michael Ludwig mit der Causa umgeht. 
Zuerst war das große Schweigen an-
gesagt, dann folgten scheinheilige Be-
schwichtigungen und der Versuch, das 
wahre Ausmaß unter den Teppich zu 
kehren – von Transparenz keine Spur. 
Transparenz, die auch die NEOS ver-
missen lassen, die sich dieses Schlag-
wort ja auf ihre Fahnen heften. Deren 
Rolle bzw. Kenntnisstand zum Thema 
Wien Energie ist auch mehr als diffus. 
Zu Beginn wollte der pinke Vizebürger-
meister nichts von den 1,4 Milliarden 
Euro, die der Bürgermeister per Not-

verordnung zugeschossen hat, wissen. 
Ganz plötzlich wurde behauptet, man 
hätte mittels Telefonat informiert.

Fakt ist: Die Oppositionsparteien sind 
weder im Stadtsenat noch über ge-
meinderätliche Gremien informiert 
worden. Dabei legt die Stadtverfas-
sung fest, dass unverzüglich informiert 
werden muss. Doch Bürgermeister 
Ludwig behauptet gebetsmühlenartig, 
dass sein Handeln von der Notkompe-
tenz des Bürgermeisters gedeckt war, 
doch diese Behauptung ist schlicht 
falsch, weshalb wir Freiheitliche eine 
Anzeige wegen Amtsmissbrauch gegen 
den Bürgermeister eingebracht ha-
ben. Ich gehe davon aus, dass sich die 
Staatsanwaltschaft mit der notwendi-
gen Sorgfalt um volle, wenn nötig auch 
strafrechtliche Aufklärung kümmert. 
Denn die Wiener Stadtverfassung sieht 
eindeutig vor, dass die Notkompetenz 
dem Stadtsenat zukommt. Nur wenn 
dieser nicht rechtzeitig beschließen 
kann, kommt die Notkompetenz dem 
Bürgermeister zu. Der Bürgermeister 
hat also ohne Not eigenmächtig ge-

handelt, was den Verdacht nahelegt, 
dass hier noch einiges mehr, als bis-
her bekannt, im Argen liegt. Wir wer-
den das in der mit der ÖVP gemeinsam 
verlangten Untersuchungskommis-
sion bis ins kleinste Detail auf-
klären. Wenn die NEOS 
nicht jede Form von 
Anstand bei der An-
gelobung abgelegt 
haben, dann werden 
sie uns bei diesem 
Vorhaben vollinhalt-
lich unterstützen.

Das Debakel rund um die Wien Energie, deren – offenbar in letzter Sekunde verhinderte – Insolvenz sowie 
die Unklarheit um eine mögliche Versorgungskrise für rund zwei Millionen Kunden wirft fast täglich neue 
Fragen auf. 
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Beitrag von MAXIMILIAN KRAUSS, Klubobmann FPÖ-Wien

Schluss mit der
undifferenzierten
Willkommenspolitik in Wien

Die Asylzahlen in Österreich 
explodieren, täglich kommen 
hunderte junge Männer über 
die Grenzen nach Österreich. 
Bevorzugtes Ziel ist die Bun-
deshauptstadt, in der Asylwer-
ber immer noch mit offenen 
Armen empfangen werden. 

Zahlreiche Berichte über Ge-
walttaten und sexuelle Über-
griffe durch Asylwerber oder 
Asylberechtigte zeichnen je-
doch ein unschönes Bild fern 
jeder Integrationsbemühung 
und werden zudem von der 
Stadtregierung gekonnt igno-
riert. Die Verantwortlichen in 
der Stadt – allen voran Bürger-
meister Ludwig – schweigen zu 
diesen Taten, fordern von den 
Wienern sogar noch Verständ-
nis für die Neuankömmlinge 
ein. Es muss endlich Schluss 
damit sein, dass sich vor al-
lem die Wiener Stadtregierung 
mehr um das Wohl von Asyl-

werbern und Asylberechtigten 
sorgt als um die eigene Bevöl-
kerung.

Großzügig wird jenen, die 
einen Asyltitel haben, jede 
Form der Unterstützung aus-
bezahlt. Das beginnt bei der 
Vermittlung günstiger Sozial-
wohnungen bis zur unkontrol-
lierten Auszahlung sämtlicher 
erdenklicher Zuschüsse sowie 
der Mindestsicherung. Was 
unter SPÖ und Grüne seinen 
Anfang genommen hat, wird 
nun von SPÖ und NEOS fort-
geführt: Wien zum Eldorado 
für Wirtschaftsflüchtlinge aus 
aller Herren Länder zu ma-
chen.  „Kommen Sie, dann be-
kommen Sie“ lautet das Credo 
der Stadtregierung. Ein Credo, 
dem man nun offenbar auch 
im Bund folgt. Denn der Klima-
bonus, der – so die Bundesre-
gierung „unbürokratisch und 
unkompliziert“ – an jeden seit 

sechs Monaten in Österreich 
lebenden Menschen ausbe-
zahlt wird, soll auch Asylanten 
zu Gute kommen. 

Menschen, die in unser Land 
kommen, hier ohnehin jede 
erdenkliche finanzielle Hilfe 
erhalten, deren Leben staat-
lich gesichert ist und die sich 
keine Sorgen darüber machen 
müssen, wie sie ihre Wohnun-
gen heizen, kommen nun auch 
in den Genuss von 500 Euro.

Ein Umstand, der für uns Frei-
heitliche untragbar ist und 
umgehend korrigiert gehört! 
Leider hat die Wiener Stadt-
regierung unseren diesbezüg-
lichen Antrag abgeschmettert 
und betreibt so weiter kon-
sequent ihre undifferenzierte 
Willkommenspolitik. Dem wer-
den wir nicht tatenlos zusehen 
und weiterhin alle parlamen-
tarischen Mittel ausschöpfen.
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Die Teuerungslawine rollt –
SPÖ und NEOS schauen tatenlos zu

Die steigenden Lebenshal-
tungskosten bereiten der Wie-
ner Bevölkerung große Sorgen. 
Ein zentraler Preistreiber für 
diese alarmierende Entwick-
lung ist ein massiver Anstieg 
der Preise bei Strom und Gas. 

Diese Preissteigerungen gehen 
nun unvermindert weiter und 
es wird breiten Bevölkerungs-
schichten nicht mehr möglich 
sein, diese Kosten zu decken, 
ohne ihre Existenz zu gefähr-
den. Ein von der EU angestreb-
tes Öl- und Gasembargo gegen 
Russland wird die Situation 
weiter verschärfen.

Infolge dieser Entwicklung 
kommen auf einen Wiener Ein-
familienhaushalt Mehrausga-
ben von vielen hundert Euro 
zu, Tendenz weiter steigend. 
Um hier entgegenzuwirken, 
braucht es eine Wiederein-
führung und Anpassung des 
Heizkostenzuschusses, den wir 
im Zuge der letzten Gemein-
deratssitzung forderten, der 
allerdings von SPÖ und NEOS 

abgelehnt wurde. Stattdessen 
belastet die Stadtregierung 
die Bevölkerung weiter. Bereits 
seit mehr als einem Jahrzehnt 
erwirtschaftet die Gemeinde 
Wien aus den kommunalen 
Gebühren Millionen an Über-
schüssen, die zum Stopfen von 
Budgetlöchern oder für die 
Mindestsicherung herangezo-
gen werden.

Ein Umstand, den auch der 
Rechnungshof bereits kritisiert 
hat. Nun sollen diese illegalen 
Steuern, wie man sie titulieren 
darf, mittels Erhöhung der Ge-
bühren weiter ansteigen. Infol-
ge der explodierenden Kosten 
kommen tausende Wiene-
rinnen und Wiener finanziell 
unter die Räder, daher ist es 
nunmehr auch ökonomisch 
vertretbar, die bisher über-
vorteilten Bürger finanziell zu 
entlasten, indem die Gemein-
de Wien eine Gebührensen-
kung bei Kanal, Wasser und 
Müll um 20 Prozent vornimmt. 
Doch auch diesen freiheitli-
chen Vorstoß haben SPÖ und 

NEOS abgelehnt – zum Nach-
teil der Wiener! Auch in Sachen 
leistbarer Wohnraum geht die 
SPÖ-Wien einen eigenen Weg 
und erhöht die Mieten in den 
Wiener Gemeindebauten um 
fast sechs Prozent. Anstatt die-
se Mieterhöhung auszusetzen, 
bezeichnet sie ihr perfides Vor-
gehen doppelzüngig als „vom 
Bund verordnete Zwangsmaß-
nahme“. Dass es auch anders 
geht, zeigt der Bürgermeister 
der Stadt Traiskirchen (NÖ), An-
dreas Babler - ebenfalls SPÖ. 

Mittels Dringlichkeitsantrags 
wurde vom Gemeinderat auch 
angesichts der allgemeinen 
Preissteigerungen, die per Ge-
setz vorgeschriebene Indexie-
rung und Wertanpassung der 
Mieten in Gemeindewohnun-
gen vorerst für ein Jahr aus-
gesetzt. In Wien stimmten SPÖ 
und NEOS gegen dieses von 
uns initiierte Vorhaben.

Das alles macht deutlich, dass 
nur die FPÖ für eine echte Ent-
lastung der Wiener steht!
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Wiener Gesundheitssystem
wurde über die Jahre krank gespart
Lange Wartezeiten in Ambu-
lanzen, zu wenige OP-Termine 
und die Schließung von Sta-
tionen sind traurige Realität in 
Wiens Spitälern. Grund dafür 
findet sich in einem komplett 
Missmanagement des Wiener 
Gesundheitsverbundes (Wi-
GeV). In erschreckender Regel-
mäßigkeit häufen sich zudem 
mediale Berichterstattungen 
über akuten Personalmangel 
und überlange Wartezeiten in 
den Kliniken Wiens. Schon lan-
ge bekannt, aber immer wie-
der von den Verantwortlichen 
ignoriert, sind die Personal-
probleme in der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie, die nun 
durch Personalmangel in der 
Urologie, der Dermatologie 
und im HNO-Bereich ergänzt 
werden. 

Der als temporäres Problem 
bezeichnete Personalmangel 
zieht sich auf diverse Planstel-
len bezogen bereits über Jah-
re (Klinik Floridsdorf vormals 
KHN) ohne Aussicht auf zeitna-
he Lösung des massiven Prob-
lems. SPÖ-Gesundheitsstadt-
rat Hacker redet sich nach wie 
vor auf die Corona-Pandemie 
aus, dass diese Missstände je-
doch schon vor Jahren von Ex-
perten aus; dem Gesundheits-
bereich vorhergesagt wurden, 
lässt er unkommentiert. Die 
Wiener Stadtregierung sowie 
die WiGeV-Manager spielen 
durch ihre Untätigkeit mit der 

Gesundheit der Bevölkerung. 
Anreize zu schaffen und Ar-
beitsplätze so zu gestalten, 
dass diese wieder attraktiv 
werden, ist für die zuständigen 
Abteilungen im WiGeV, wie es 
scheint, ein Ding der Unmög-
lichkeit. So darf es also nicht 
weiter verwundern, dass Ärz-
te und Pflegepersonal regel-
mäßig aufgeben, die Wiener 
Krankenhäuser verlassen und 
ihre Stellen nicht nachbesetzt 
werden können.

Regelmäßige Gefährdungsan-
zeigen aus diversen Kliniken 
des WiGeV, die darauf hinwei-
sen, dass bei Beibehaltung des 
prekären Istzustandes die Ver-
sorgung von Patienten nicht 
mehr gewährleistet werden 
kann, werden schubladisiert 
und nicht ernstgenommen. 
Tatsache ist, dass dem Per-
sonal ein Maulkorb verpasst 
wurde. Wer sich trotzdem an 
die Öffentlichkeit wendet, dem 
wird mit Sanktionen gedroht.

Wir Freiheitliche nehmen die 
Sorgen des medizinischen 
Personals jedoch sehr ernst 
und fordern, dass alle Maß-
nahmen ergriffen werden, die 
Personalnot 
in den Klini-
ken des WiGeV 
ehebald igs t 
zu beenden 
und jede Arzt- 
und Pflege-

planstelle zu besetzen. Zudem 
muss bis zur Anstellung weite-
ren Personals klar festgelegt 
werden, welche Aufgaben – 
von Akutversorgung bis Aus-
bildung – mit welcher Priorität 
belegt wird, um den Gefähr-
dungsanzeigen effektiv ent-
gegenzuwirken. SPÖ und NEOS 
haben unserem Antrag nicht 
zugestimmt – sie nehmen eine 
immer schlechter werdende 
medizinische Versorgung der 
Bevölkerung in Kauf. Ein un-
tragbarer Zustand, den wir 
weiter auf allen Ebenen the-
matisieren werden!


